
Kanzlerkandidatin Merkel: „Wir wollen auf gar keinen Fall die soziale Sicherheit in irgendeiner Weise in Frage stellen“
U N I O N

Wahlkampf mit Weichzeichner
Wie viel Wahrheit verträgt das Land? Kanzlerkandidatin Angela Merkel zaudert, die Deutschen auf
Sozialkürzungen einzuschwören. Sie und ihre Getreuen reden von „grundlegenden Veränderungen“

und geben gleichzeitig Bestandsgarantien, die unhaltbar sind. In der Union breitet sich Unruhe aus.
Angela Merkel steht auf der Bühne
des Berliner Ensembles und redet
von Mut in der Politik. Neben ihr

sitzen zehn Herren im Frack, sie halten Blas-
instrumente in den Händen und warten auf
ihren Einsatz, aber es wird noch etwas dau-
ern. Merkel hat sich viel vorgenommen.

Es ist Donnerstagabend, die CDU feiert
ihren 60. Geburtstag am Gründungsort in
24
Berlin, und die Vorsitzende liefert die Fest-
rede. Sie hält sich nicht lange mit der Ver-
gangenheit auf, sie will ihre Partei auf die
Zukunft vorbereiten.

Merkel redet von der Verpflichtung zur
Ehrlichkeit und davon, dass ein neues Ver-
trauen in die Politik die Voraussetzung für
die Gesundung des Landes sei. Sie sagt,
dass nur derjenige erfolgreich regieren kön-
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ne, der den Menschen die Wahrheit sage –
über die Lage, in der sie sich befänden, und
den Weg, der vor ihnen liege. Am Schluss
gibt sie ein Versprechen ab: „Wir werden es
grundlegend anders machen, damit es
grundlegend besser wird für Deutschland.“
Es klingt, als ob die Kanzlerkandidatin ge-
nau wüsste, wie sie das Land führen will.
Es klingt vielversprechend.



UMFRAGE: SPARMASSNAHMEN

TNS Infratest für den SPIEGEL vom 14. und 15. Juni; rund 1000
Befragte; an 100 fehlende Prozent: „weiß nicht“/keine Angabe

  „Edmund Stoiber hat gesagt:
‚Man darf Kürzungen im Sozial-
bereich und bei den Subventionen
nicht länger skandalisieren.‘
Finden Sie das richtig?“

NEIN

JA 44%

49%

Deutschland
In diesen Tagen kommt es offenbar dar-
auf an, wann man Angela Merkel zuhört.
Oder welches Publikum sie vor sich hat.
Oder was sich zuvor ereignete.

Am Montag zum Beispiel konnten die
Deutschen eine ganz andere Kanzlerkan-
didatin erleben, da trat nicht Merkel die
Reformerin ans Mikrofon, sondern Merkel
die Bewahrerin. Der Ort war diesmal die
Parteizentrale der CDU, das Präsidium hat-
te zusammengesessen, um über die Wahl-
kampfstrategie zu beraten. 

„Wir wollen auf gar keinen Fall die so-
ziale Sicherheit in irgendeiner Weise in
Frage stellen“, sagte Merkel diesmal, mit
festem Blick in die Kameras. Auch das war
eine sehr weitreichende Festlegung, ein
Signal. Es dauerte nicht einmal 24 Stunden,
bis eine Reihe von Parteifreunden den neu-
en Klang aufgenommen hatte, um ihn kräf-
tig zu verstärken. 

„Mit der CDU wird es definitiv keine
Mehrbelastung der Bürger geben“, ver-
kündete Johann Wadephul, Fraktionschef
der Christdemokraten in Schleswig-Hol-
stein. „Es wird keinen Abbau von Sozial-
leistungen geben“, versprach der stellver-
tretende CDU-Vorsitzende Christoph Böhr.
„Wir brauchen nicht über Kürzungen zu re-
den“, erklärte Merkels Generalsekretär
Volker Kauder.

Die Union hat noch nicht mal ein Wahl-
programm vorgelegt, und schon sieht es 
so aus, als ob sie der Mut verließe. Wo 
immer Merkels Mitstreiter in diesen Ta-
gen auftreten, erklären sie erst einmal, 
was sie nicht wollen. Keine Abkehr vom
Sozialstaat, keine Einschnitte bei den Leis-
tungen. Oder sie dementieren Partei-
freunde, die Kürzungen im Sozialen an-
deuteten.

Statt das Land beizeiten auf den weite-
ren Reformkurs vorzubereiten, von dem
Unionspolitiker Wulff, Stoiber, Koch: Die Vorsitz
Merkel weiß, dass er notwendig ist, scheint
es der Union vor allem darum zu gehen,
den Wählern auf dem Weg zur Wahlkabi-
ne noch möglichst viel Beruhigendes zu-
zurufen. Und es ist ausgerechnet die Kan-
didatin, die den Ton vorgibt. 

Vor vier Wochen hat der Kampf ums
Kanzleramt begonnen, doch noch immer
weiß Merkel nicht, wie viel Wahrheit sie
dem Wähler zumuten will. Wenn sie vom
Mut zur Ehrlichkeit spricht, klingt es stets
auch so, als appelliere sie dabei an sich
selbst. Die Kandidatin hat lauter Über-
schriften zu ihrem Programm geliefert, das
Programm selbst ist für den Wähler so un-
klar wie zuvor. Sie will Wachstum, aber
sagt nicht, wie. Sie plädiert für Sparsam-
keit, aber verrät nicht, wo.

Merkel ist von ihrem rasanten Aufstieg
in den Umfragen überrascht – und faszi-
niert. 46 Prozent der Deutschen würden
derzeit die Union wählen, nur 28 Prozent
für die SPD stimmen (siehe Seite 52). Zu-
sammengerechnet trennen Rot-Grün und
Schwarz-Gelb derzeit 17 Prozentpunkte. 

In dieser Situation will Merkel nichts
falsch machen. Sie möchte im Ungefähren
bleiben, die Stimmung, die sie trägt, noch
etwas verlängern. Sie will so wenig An-
griffsfläche wie möglich bieten, wenn die
SPD sie bezichtigt, sie wolle die Axt an die
Wurzel des Sozialstaats legen. 

Von vielen Parteifreunden wird dieser
vorsichtige Kurs als Unsicherheit wahrge-
nommen. Diejenigen, die Merkel bis zum
Schluss gern als Kandidatin verhindert hät-
ten, verbreiten schon, dass sie gerade ihren
ersten großen Fehler gemacht habe. Die
anderen, die mit ihr etwas verändern wol-
len, sind enttäuscht.

„Der Schröder wird nicht wegen der
Agenda 2010 abgewählt, sondern weil er
die Leute zu oft hinter die Fichte geführt
d e r  s p i e g e l 2 5 / 2 0 0 5

ende wittert eine Falle
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hat“, sagt der brandenburgische CDU-Vor-
sitzende Jörg Schönbohm. „Wenn die Leu-
te derzeit der Union vertrauen, dann ist
das auch eine Verpflichtung, ehrlich zu 
sagen, was wir nach der Wahl machen 
wollen.“ Überall melden sich jetzt Leute,
die mehr Ehrlichkeit verlangen, was die
Chiffre dafür ist, bei den geplanten Sozial-
reformen, bei der Mehrwertsteuer und 
bei der Reform des Arbeitsmarkts deutlich
zu werden.

„Ich bin dafür, den Bürgern ehrlich und
detailliert zu sagen, was wir nach der Wahl
machen, und zwar in allen wichtigen Punk-
ten“, sagt der Stuttgarter Ministerpräsi-
dent Günther Oettinger (CDU). Die Union
dürfe nicht der Versuchung erliegen, „im
Schlafwagen an die Macht zu wollen“ (sie-
he Interview Seite 26).

Mahnungen kommen auch vom mögli-
chen Koalitionspartner. „Die Union macht
mir Sorge“, lässt sich Hermann Otto Solms
vernehmen, der Finanzexperte der FDP
und einer der Anwärter für das Amt des Fi-
nanzministers: „Es ist gefährlich, die Men-
schen im Unklaren darüber zu lassen, dass
wir nichts mehr zu verteilen haben.“
Die Kandidatin reagiert auf den zuneh-
mend lauter vorgetragenen Wunsch, es
nicht bei Ankündigungen zu belassen, un-
wirsch, auch gereizt. Als der CDU-Wirt-
schaftsrat die weitgehende Aushöhlung des
Flächentarifvertrags, einen Niedriglohn-
sektor und die Abschaffung des gesetz-
lichen Kündigungsschutzes forderte, nahm
Merkel das zum Anlass, sich öffentlich von
dem Gremium zu distanzieren. Die CDU
sei die CDU und der Wirtschaftsrat ein Or-
gan neben der Partei. Vor der Fraktion
klagte sie vorigen Dienstag, die Interven-
tion des Wirtschaftsrats sei „nicht hilfreich“
gewesen. Dagegen lobte sie ausdrücklich
den Sozialflügel, weil der seine Meinung
„in persönlichen Gesprächen“ und nicht
öffentlich kundgetan habe. 

Wie sehr die Unionsspitze inzwischen
schon wieder bereit ist, die eigene Re-
formrhetorik zugunsten kurzfristiger Wahl-
kampfvorteile abzufedern, wurde mehr-
fach deutlich. Erst verständigten sich die
unionsregierten Länder darauf, das Vor-
25
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CDU-Demonstration gegen Arbeitslosigkeit (in

Oe
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haben von Innenminister Otto Schily zu
stoppen, die Rentenkürzungen aus der 
Riester-Reform auf die Beamtenpensio-
nen zu übertragen. Eine Aktion, die den
sächsischen CDU-Finanzminister Horst
Metz zu dem harschen Urteil bewog, in
der Partei habe sich schon wieder eine 
„besitzstandsbezogene Sichtweise“ durch-
gesetzt.

Dann vollzogen CDU und CSU inner-
halb weniger Tage eine nicht weniger er-
staunliche Kehrtwende in der Rentenpoli-
tik. Noch kurz zuvor hatten sie den Plan
von Sozialministerin Ulla Schmidt, die So-
zialbeiträge künftig früher einzufordern,
als „dreisten Buchungstrick“ abgelehnt.
Jetzt winkten ihre Ländervertreter das
Konzept durch – in der Erwartung, dass
die Partei bald selbst für stabile Renten-
finanzen sorgen muss. 

„Können wir das nicht noch aufhalten?“,
wollte der Mittelstandspolitiker Hartmut
Schauerte vorigen Montag im Fraktions-
vorstand wissen, aber Merkel duldete kei-
nen Widerspruch. „Die Entscheidung ist
gefallen“, beschied sie ihn. 

Ein Anstieg des Rentenbeitrags im Jahr
2006 wäre ohne die Buchungsänderung un-
vermeidlich, für diesen Anstieg würde
dann eine unionsgeführte Bundesregie-
rung verantwortlich gemacht. Ende der
Diskussion.

Merkel vermutet hinter der Forderung
nach öffentlichen Festlegungen nicht nur
sachliche Motive; sie wittert eine Falle.
Dass sich ausgerechnet CSU-Chef Edmund
Stoiber, der 2002 einen besonders zaghaf-
ten Wahlkampf führte, nun in Interviews
als Reformer vom Dienst profiliert, be-
stätigt sie in ihrem Argwohn. Sie glaubt,
dass einige der Leute, die jetzt mehr Klar-
heit fordern, nur darauf warten, dass sie
sich eine Blöße gibt. 

Sie hat das schließlich schon einmal er-
lebt, vor zwei Jahren, als sie ihr Modell
der Gesundheitsprämie präsentierte und
dann in einem monatelangen Zermür-
bungskrieg von ihren innerparteilichen Kri-
tikern beinahe demontiert wurde. Noch 
mehr als den Unmut der Wähler fürchtet
„Ehrlich und detailliert“
Baden-Württembergs Ministerpräsident Günther Oettinger, 51, über

Klarheit vor der Wahl und seine steuerpolitischen Vorstellungen
SPIEGEL: Die Union legt am 11. Juli ihr
Wahlprogramm vor, Angela Merkel hat
einen grundlegenden Politikwechsel an-
gekündigt. Wie viel Wahrheit werden
CDU und CSU dem Wähler zumuten?
Oettinger: Ich bin dafür, den Bürgern
ehrlich und detailliert zu sagen, was 
wir nach der Wahl machen, und zwar
in allen wichtigen Punkten: Steuern,
Gesundheit, Rente, Pflege. Wir dürfen
nicht der Versuchung 
erliegen, im Schlafwa-
gen an die Macht zu
wollen. 
SPIEGEL: Muss die Union
den Menschen sagen,
dass harte Einschnitte
bevorstehen?
Oettinger: Keinesfalls
können wir Steuerge-
schenke versprechen.
Der Staat gibt jedes Jahr
zwischen 60 und 100
Milliarden Euro mehr
aus, als er einnimmt. Da
können wir uns Netto-
entlastungen der Bürger
in den ersten Jahren
nicht leisten.
SPIEGEL: Gibt es ange-
sichts leerer Kassen
Spielraum für eine 
große Steuerreform?
Oettinger: Spätestens zum 1. Januar
2007 müssen wir eine Steuerreform
durchsetzen. Die können wir aber nur
finanzieren, wenn wir den Mut haben,
Eigenheimzulage, Pendlerpauschale
und Feiertags- und Nachtzuschläge zu
kürzen oder zu streichen. Wir müssen
auch schnell die Gemeindefinanzen auf
eine neue Basis stellen. Wenn wir die
Gewerbesteuer abschaffen und den
Kommunen einen Teil der Einkom-
mensteuer belassen, dann stärkt das die
Unternehmen, die Arbeitsplätze schaf-
fen können. In diesem Fall könnte 
man auf die im Jobgipfel vereinbarte
Senkung der Körperschaftsteuer auf 
19 Prozent verzichten.
SPIEGEL: Die CDU ist sich fast einig,
dass nach der Wahl die Mehrwertsteu-
er steigen muss. Sollte im CDU/CSU-
Programm stehen, dass wir demnächst
einen Satz von 20 Prozent haben?
Oettinger: Eine Erhöhung um vier Pro-
zentpunkte halte ich für ein Horror-
szenario. Allerdings ist klar, dass wir

CDU-Politiker 
„Keine Steue
die Sozialsysteme künftig stärker über
Steuern bezahlen müssen. Deswegen
halte ich es für nicht richtig, wenn etwa
die FDP eine Mehrwertsteueranhebung
kategorisch ausschließt.
SPIEGEL: Sie haben dem Gesundheits-
kompromiss zwischen CDU und CSU
gravierende Mängel attestiert. Ist es nicht
an der Zeit, zum CDU-Plan einer Ge-
sundheitsprämie pur zurückzukehren?

Oettinger: Die Frage rich-
tet sich an die CSU. Sie
muss in den nächsten
Tagen sagen, ob sie zu
Zugeständnissen bereit
ist. Sicher ist allerdings:
Der Gesundheitskom-
promiss ist kompliziert
und bürokratisch. Er
muss in der parlamenta-
rischen Beratung noch
vereinfacht werden.
SPIEGEL: Müssen auch
Renten- und Pflege-
beiträge komplett vom
Arbeitslohn losgelöst
werden?
Oettinger: Ja. Wir brau-
chen bei der Pflegever-
sicherung einen Neuan-
fang und sollten sie im
Laufe einer Generation
auf private Vorsorge

umstellen. Ich bin auch dafür, die um-
lagefinanzierte Rentenversicherung aus-
laufen zu lassen. Wir müssen hier die
Entkoppelung in Stufen versuchen. Es
wird sicher mehrere Jahrzehnte dau-
ern, bis eine Neuordnung gelingt.
SPIEGEL: Die CSU sperrt sich noch im-
mer gegen eine Erhöhung des Renten-
alters auf 67 Jahre. Sollte die CDU in
diesem Punkt stur bleiben?
Oettinger: Ich bin fest davon überzeugt,
dass wir eine Erhöhung des gesetz-
lichen Renteneintrittsalters brauchen.
Das sollte auch im Wahlprogramm 
stehen.
SPIEGEL: Auch in der Union ist derzeit
die Forderung zu hören, die Arbeits-
marktreform Hartz IV nachzubessern
und die Bezugsdauer des Arbeitslo-
sengeldes zu verlängern. Ist das der
richtige Weg?
Oettinger: Nein. Die Entscheidung, zu
kürzen, ist auch deshalb gefallen, weil
die finanziellen Spielräume so eng 
sind. Interview: René Pfister

ttinger
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Berlin)*: Verschweigen absehbarer Einschnitte
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Berater Miegel: „Der Vorsprung kann schm
sie die Gegner in der eigenen Partei, wenn
sie nun zu früh zu viel sagt.

Die Entscheidung, es mit einem Wahl-
kampf der Unschärfe zu versuchen, fiel vor
vier Wochen, nach dem überraschend
deutlichen Wahlsieg von Jürgen Rüttgers in
Nordrhein-Westfalen. In kleinem Kreis ver-
ständigte sich Merkel darauf, dessen Er-
folgsstrategie auf ihre Kampagne zu über-
tragen. Rüttgers war allen Festlegungen
ausgewichen und nur in zwei Punkten kon-
kret geworden: Er hatte eine Halbierung
der Kohlesubventionen angekündigt und
Entlassungen im Öffentlichen Dienst.

Die CDU-Vorsitzende verabredete mit
ihrem Generalsekretär, dass auch sie es bei
einigen wenigen klaren Aussagen belassen
wolle, sogenannten Leuchttürmen, die
dann die Vagheit des Programms über-
strahlen würden. Die Wahlkämpfer im
Konrad-Adenauer-Haus sprechen vom
„Prinzip Lackmustest“: Der Wähler soll
von einem Beweis der Aufrichtigkeit auf
das Gesamtkonzept schließen. 

Doch es knirschte von Anfang an. Stän-
dig musste Merkel Parteifreunden hinter-
hertelefonieren, die sich ermuntert sahen,
die Leerstellen im Programm mit eigenen
Ideen und Vorschlägen auszufüllen. Der
saarländische Ministerpräsident Peter Mül-
ler erwärmte sich für eine Mehrwertsteuer-
erhöhung, Fraktionsvize Ronald Pofalla für
die Streichung der Eigenheimzulage.

Inmitten taktischer Erwägungen ging ein
Gedanke bisher unter: Ein Wahlkampf mit
dem Weichzeichner würde später auch 
einer Kanzlerin Merkel schaden. Denn die
Bestandsgarantien für den Sozialstaat, die
sie und ihre Getreuen derzeit abgeben,
sind nicht haltbar. Entweder die Union
folgt einem harten Reformkurs – so wie es
etliche Parteitagsbeschlüsse vorsehen, ei-
gentlich ganz im Sinne der Vorsitzenden.
Da würde vielen Leuten sehr wohl etwas
genommen, ganz am Anfang zum Beispiel
den Pendlern die Pendlerpauschale, den
Krankenschwestern der Nachtzuschlag,
den Studenten die Teilfinanzierung ihres

* Am 3. Februar vor dem Kanzleramt.
„Das Vertrauen schwindet“
Der Sozialwissenschaftler Meinhard Miegel, 66, über die Folgen 

irreführender Aussagen im Wahlkampf
SPIEGEL: Die Kanzlerkandidatin der
Union hat erklärt, sie wolle „auf gar
keinen Fall soziale Sicherheit in ir-
gendeiner Weise in Frage stellen“. Ist
das eine vernünftige Wahlkampfaus-
sage?
Miegel: Eine solche Festlegung ist
außerordentlich problematisch, denn
Frau Merkel wird diese Zusage in den
kommenden vier Jahren nicht durch-
halten können. Wenn Korrekturen
nötig sind, und sie werden nötig sein,
schwindet das Vertrauen in die Politik.
SPIEGEL: Mit der Folge …
Miegel: … dass sich die Bevölkerung
dann fragen wird, warum machen wir
das Ganze? Das wäre so, als würde ein
Patient zum Arzt gehen, und der Arzt
sagt: „Ich habe Sie gründlich unter-
sucht. Herzlichen Glückwunsch, Sie
sind kerngesund, und operiert wird am
Mittwoch.“ Da fragt doch jeder Patient:
„Was ist denn jetzt los, warum wollen
Sie mich operieren?“ In der Politik pas-
siert so etwas ständig.
SPIEGEL: Soll man dem Wähler also eher
mit der Kettensäge drohen, wie Josch-
ka Fischer es formuliert hat?
Miegel: Einige Dinge muss man offen
aussprechen. Nehmen Sie die Formu-
lierung „Wachstum schafft Arbeit, und
Arbeit schafft Freiheit“. Das klingt 
ja wunderbar, aber entscheidend sind
doch die Voraussetzungen für dieses
d e r  s p i e g e l 2 5 / 2 0 0 5
Wachstum. Da muss ich dann schon
sagen, dass wir einen enorm hohen 
Altenanteil haben, dass zu wenige
Menschen ausreichend qualifiziert
sind, dass uns also alle Voraussetzun-
gen fehlen, um die Wachstumsraten in
kurzer Zeit zu steigern. Oder dass es
Einschnitte geben muss, wenn wir die
öffentlichen Haushalte wirklich sanie-
ren wollen.
SPIEGEL: Hat es solch offene Worte ir-
gendwo auf der Welt in einem Wahl-
kampf gegeben?
Miegel: Maggie Thatcher hat vor der
Wahl außerordentlich klare Dinge ge-
sagt, die sie dann später auch umge-
setzt hat, zum Beispiel die Entmach-
tung der Gewerkschaften. Aber das 
britische Wahlrecht sorgt eben auch
dafür, dass ein Drittel der Wähler aus-
reicht, um eine Partei stabil an die 

Regierung zu bekom-
men und sie dort zu hal-
ten. In Deutschland gibt
es nicht die Vorausset-
zungen für so eine dras-
tische Politik.
SPIEGEL: Das heißt, Sie
haben doch Verständ-
nis für die wachswei-
chen Wahlkampfaussa-
gen deutscher Politiker?
Miegel: Verständnis
schon, denn wer bei 
uns die Dinge klar aus-
spricht, gefährdet seinen
Wahlsieg. 
SPIEGEL: Die Union liegt
in den Umfragen so weit
vorn, dass sie dieses Ri-
siko eingehen könnte.
Miegel: Der Vorsprung
kann ganz schnell weg-
schmelzen, wenn die
Bevölkerung den Ein-

druck gewinnt, hier soll ernst gemacht
werden mit der Streichung der Eigen-
heimzulage, der Pendlerpauschale oder
der steuerlichen Privilegierung der
Nachtzuschläge. Doch die Frage ist eine
andere: Was nützt mir ein Sieg, wenn
ich hinterher nicht die Politik machen
kann, die nötig ist? Bei uns werden seit
vielen Jahren politische Mandate er-
worben, die zu nichts taugen, weil sie
nicht die Legitimation für wirkliche Re-
formen besitzen.

Interview: Konstantin von Hammerstein
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Deutschland
Studiums durch den Staat, den Arbeits-
losen die Förderkurse. 

Oder die Union belässt es nach einem
Wahlsieg bei Korrekturen, die niemandem
richtig wehtun – dann ergeht es ihr wie
Rot-Grün: Die Wirklichkeit erzwingt mit
Verspätung die Reformen, die sich die Re-
gierung nicht zutraute.

In Wahlkämpfen geht es neben dem
Stimmenfang immer auch darum, Legiti-
mation zu erwerben für die Politik, die
dem Urnengang folgt. Die Reformagenda
2010 wurde den Deutschen nie zur Ab-
stimmung vorgelegt, auch deshalb fiel es
Schröder so schwer, sie durchzusetzen.

Manchmal ist es ein Satz, der hängen
bleibt und eine Kanzlerschaft bestimmt.
Bei Helmut Kohl war es die Aussicht auf
blühende Landschaften und das damit ver-
bundene Versprechen, dass es nach der
Einheit niemandem schlechter gehen wer-
de. Der Rest ist Geschichte. Merkels Satz,
dass sie die soziale Sicherheit „auf gar kei-
nen Fall in irgendeiner Weise“ in Frage
stellen wolle, klingt gefährlich ähnlich.

Dass Politiker es mit der Wahrheit im
Wahlkampf nicht so genau nehmen, ist
mehr als eine lässliche Sünde. Es ist ein
Teil der deutschen Malaise. Wer dabei 
unhaltbare Versprechen abgibt oder ab-
sehbare Einschnitte verschweigt, so lehrt
die Nachkriegsgeschichte, untergräbt nicht
nur die eigene Glaubwürdigkeit, er scha-
det dem Gemeinwesen. Wie kaum ein 
anderer Faktor haben die Wahlverspre-
chen der Parteien dazu beigetragen, den
Wohlfahrtsstaat auf jene Größe aufzu-
pusten, die Betriebe und Beschäftigte heu-
te gleichermaßen überfordert und nur
noch mit immer neuen Schulden zu be-
zahlen ist.

Es begann mit Konrad Adenauer, dessen
große Rentenreform des Jahres 1957 heu-
te als der gleichermaßen verhängnisvolls-
te wie erfolgreichste Stimmenkauf der
Nachkriegsgeschichte gilt. Schon damals
warnten Experten, das Konzept werde die
Beiträge bald auf unhaltbare Höhen trei-
ben. Doch Adenauer wischte die Bedenken
mit dem berühmten Argument vom Tisch,
„Kinder kriegen die Leute immer“.

Heute steht fest, dass Adenauers Ent-
scheidung am Anfang eines sozialpoliti-
schen Irrtums größten Ausmaßes stand.
Damals aber hinterließ ein anderer Super-
lativ größeren Eindruck: Mit seinem Ren-
tenversprechen fuhr Adenauer den höchs-
ten Unionssieg der Parteigeschichte ein.
Absolute Mehrheit. Ein Triumph.

So war es dann auch kein Wunder, dass
der Kanzlererfolg den Startschuss gab für
einen bizarren Wettlauf der Volksparteien
um das jeweils wirkungsvollste sozialpoli-
tische Wahlgeschenk. Setzte die SPD in
den siebziger Jahren die flexible Alters-
grenze in der Rente und das Babyjahr
durch, konterte die Union mit dem Vorru-
hestand oder der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung. 
28 d e r  s p i e g e l 2 5 / 2 0 0 5



UMFRAGE: KANZLERIN

TNS Infratest für den SPIEGEL vom 14. und 15. Juni; rund
1000 Befragte; an 100 fehlende Prozent: „weiß nicht“

  „Angenommen, Angela Merkel
gewinnt die Bundestagswahl.
Glauben Sie, dass es ihr gelingt,
ihr politisches Programm zügig
und ohne größeren Streit im
eigenen Lager umzusetzen?“

NEIN

JA 40%

56%

LAURENCE CHAPERON

Altkanzler Kohl*: Für den Wähler möglichst viel Beruhigendes
Am Ende hatten die Volksparteien er-
reicht, dass der Wohlfahrtsstaat ein Drittel
des Sozialprodukts und die Hälfte des Bun-
deshaushalts verschlang. 

Auch als die Republik Anfang der sieb-
ziger Jahre in die Ölkrise stürzte und damit
in die erste ernsthafte Rezession, mochten
die Politiker von ihrem Ritual nicht lassen.
Aus der Geschichte der Wahlversprechen
wurde eine Geschichte des Wahlbetrugs.

Augenfällig wurde dies ausgerechnet bei
jenem Kanzler, der für sich immer den An-
spruch erhob, besonders nüchtern und rea-
litätsnah zu regieren. Im Wahlkampf 1976
versprach Helmut Schmidt, die Renten um
nicht weniger als zehn Prozent zu erhöhen
– wohl wissend, dass der Zuschlag nicht
zu bezahlen war. 

Und so musste der Kanzler seine großen
Worte nach gewonnener Wahl kassieren.
Die fällige Rentenanpassung wurde ver-
schoben, ein eigener Krankenversiche-
rungsbeitrag für die Ruheständler einge-
führt. Seither haftete Schmidt die „Ren-
tenlüge“ an.

Nicht besser machte es Schmidts Nach-
folger Helmut Kohl. Obwohl Ökonomen
frühzeitig vor den finanziellen Folgen der
deutschen Vereinigung gewarnt hatten, ver-
sicherte der bekennende Adenauer-Schüler
im sogenannten Einheitswahlkampf 1990:
„Wenn ich sage, wir machen keine Steuer-
erhöhung, dann machen wir keine.“

Das Wahlversprechen überschattete die
gesamte Regierungsarbeit: Der Kanzler
wurde wortbrüchig und musste schon ein
Jahr später die Steuern erhöhen – für Ben-
zin, Tabak und Versicherungen – und den
Solidaritätszuschlag einführen. Gleichzei-
tig stiegen die Beiträge zur Sozialversiche-
rung auf Rekordhöhe – mit verheerenden
Folgen für Wachstum und Beschäftigung. 

* Am vorigen Donnerstag in Berlin mit Parteifreunden und
Gästen bei der Feier zum 60-jährigen Bestehen der CDU. 
Für Merkel läuft nun alles auf den 
11. Juli zu, den Tag, an dem sie ihr Wahl-
programm präsentieren will. Eine Vie-
rergruppe, gebildet aus den General-
sekretären von CDU und CSU, Volker
Kauder und Markus Söder, sowie dem Par-
lamentarischen Fraktionsgeschäftsführer
Norbert Röttgen und dem bayerischen
Staatskanzleichef Erwin Huber, ist der-
zeit mit der Vorbereitung eines Entwurfs 
beschäftigt. Erste Teile sind schon ge-
schrieben, beim Kapitel zum Arbeitsmarkt
beispielsweise oder zur Frage, was die
CDU zu Welthandel und Weltfinanzsystem
denkt. 

Was bisher beschlossen wurde, bestätigt
die Befürchtungen derjenigen, die es gern
konkreter hätten. Die Programmkommis-
sion arbeitet vor allem an gefälligen Über-
schriften, konkrete Aussagen werden auf
die Zeit nach der Wahl verschoben. 

So soll eine Gesundheitsprämie in sehr
allgemeiner Form angekündigt werden. Zu
Höhe, Zuschussbedarf und Gesamtvolu-
men wird bisher nichts ausformuliert.

Bei der Steuerreform sieht es nach jet-
zigem Stand nicht viel genauer aus. Dass
d e r  s p i e g e l 2 5 / 2 0 0 5
die Mehrwertsteuer nach einem Wahlsieg
erhöht wird, ist mittlerweile Konsens, um
wie viel Punkte sie aber nach oben geht
und wofür das Geld dann eingesetzt wird
– ob für die Konsolidierung des Haushalts,
den Sozialausgleich bei der Gesundheits-
prämie oder die Finanzierung der Ge-
sundheitsreform –, all das ist noch offen
und soll auch offen bleiben. 

Die klare Ankündigung von Kürzungen
wird vermieden. Eigenheimzulage, Pend-
lerpauschale und Steuerfreiheit für Nacht-
zuschläge stehen „auf dem Prüfstand“, was
heißen soll: Noch ist nichts entschieden.
Ein anderes Wort aus Wachs, das sich in
dem Programm häufiger finden wird, ist
„Finanzierungsvorbehalt“. 

Für Merkel wird der Spielraum enger.
Ihre Festtagsansprache zum 60. Parteige-
burtstag hat die Situation nicht einfacher
gemacht, dafür sorgen schon die anderen.

„Jetzt müssen wir diese Rede aber auch
umsetzen“, sagte der hessische Minister-
präsident Roland Koch bei einem anschlie-
ßenden Stehempfang im kleinen Kreis.
Staatskanzleichef Huber aus München ging
noch einen Schritt weiter und stellte bereits
einen „ganz großen Wurf“ in Aussicht. Das
Wahlprogramm werde, „spannend wie ein
Krimi“ zu lesen sein „und realistisch wie
ein Dokumentarfilm, erhellend und auf-
bauend zugleich“. 

So entsteht genau der Erfolgszwang, un-
ter dem Merkel nach dem Wunsch ihrer
Parteifreunde wieder etwas kleiner wer-
den soll. Als Edmund Stoiber am Don-
nerstagabend, aus Brüssel kommend, bei
dem Abendempfang zur 60-Jahr-Feier die
Kanzlerkandidatin begrüßte, hielt er für
einen Augenblick kurz inne und sagte

dann, seine Hochstimmung nur müh-
sam verbergend: „Frau Merkel, ein un-
geheurer Erwartungsdruck liegt auf Ih-
nen.“ Jan Fleischhauer, Ralf Neukirch,

Michael Sauga, Christoph Schult
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